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Landesaufnahmeprogramm Syrien – An Verpflichtungsgeberinnen und -geber gerichtete Rückforderungen: Bitte um Abhilfe!
Sehr geehrte/r…,
im Rahmen des Landesaufnahmeprogramms für syrische Flüchtlinge habe ich eine Verpflichtungserklärung abgegeben, um in Syrien (bzw. einem Transitland) lebenden, von Verfolgung bedrohten oder betroffenen Menschen eine gefahrlose Ausreise nach Deutschland und die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für Deutschland zu ermöglichen. Damit habe ich auch die Verpflichtung übernommen, sämtliche Lebensunterhaltskosten, die aus öffentlichen Kassen getragen werden, für diese Personen zu erstatten (außer Kosten für Krankheit, Schwangerschaft, Geburt, Pflegebedürftigkeit und Behinderung).
Mit Erlass vom 24.4.2015 zur Geltungsdauer von Verpflichtungserklärungen hat das Ministerium für Inneres und Kommunales die Rechtsauffassung des Landes deutlich gemacht, dass mit einer Flüchtlingsanerkennung die Verpflichtung zur Erstattung von Geldleistungen aus öffentlichen Kasse erlöschen würde:

„Mit der Titelerteilung nach erfolgreichem Asylverfahren wird der neue

Aufenthaltszweck aufenthaltsrechtlich anerkannt, so dass die Geltung

einer im Zusammenhang mit der Landesaufnahmeanordnung 
abgegebenen Verpflichtungserklärung endet.“
Aufgrund dieser Auffassung des Landes hielt ich die finanziellen Risiken einer Verpflichtungserklärung für überschaubar und habe mich darauf verlassen, dass mit einer Flüchtlingsanerkennung die Verpflichtung zur Erstattung von Geldleistungen aus öffentlichen Kassen erlöschen würde, da mit der Anerkennung im Asylverfahren ein Statuswechsel verbunden wäre.  
Das Bundesverwaltungsgericht hat im Januar 2017 festgestellt, dass von Personen, die vor August 2016 eine Verpflichtungserklärung abgegeben haben, auf Grundlage der durch das am 6.8.2016 in Kraft getretenen Integrationsgesetzes geschaffenen Übergangsregelung die Übernahme der Lebensunterhaltskosten für die Dauer von drei Jahren verlangt werden kann und damit auch die Erstattung von Kosten, die bereits aus öffentlichen Kassen übernommen wurden.
Die zunehmenden Erstattungsforderungen für Sozialleistungen, die von Jobcentern und Sozialämtern für syrische Flüchtlinge erbracht wurden, stellen für uns Bürginnen und Bürgen eine erhebliche finanzielle Härte dar. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass wir in rein humanitärer Absicht gehandelt haben, wäre es unbillig, uns die gesamte Kostenlast aufzuerlegen. 
Herr Minister Dr. Stamp unterstützt diese Ansicht und hat sich bereits gegenüber dem Bund für eine Entlastung der Bürginnen und Bürgen eingesetzt. Zusätzlich sollte hier jedoch auch das Land tätig werden und eigene Maßnahmen ergreifen. Ich bitte Sie als Mitglied des Integrationsausschusses deshalb, sich in Ihrer Sitzung am 11. April 2018 in diesem Sinne einzusetzen, indem beispielsweise die Weichen für einen Entschädigungsfonds des Landes gestellt werden.
oder

Am 11. April 2018 findet eine wichtige Sitzung des Integrationsausschusses statt, in der über eine mögliche Entlastung betroffener Bürginnen und Bürgen beraten werden soll. Herr Minister Dr. Stamp hat sich bereits gegenüber dem Bund für eine Entlastung der Bürginnen und Bürgen eingesetzt. Zusätzlich sollte hier jedoch auch das Land tätig werden und eigene Maßnahmen ergreifen. Ich bitte Sie deshalb darum, mit Ihren Fraktionskolleginnen und 
-kollegen aus dem Integrationsausschuss das Gespräch zu suchen, damit diese sich in der Sitzung am 11. April 2018 in diesem Sinne einsetzen, indem beispielsweise die Weichen für einen Entschädigungsfonds des Landes gestellt werden.
Mit freundlichen Grüßen 
(Unterschrift)
